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Drucksache Nr. 


Antrag 

der Abgeordneten Arndgen, Richter, Dr. Hammer, 
Walter, Willenberg und Genossen 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhöhung der Grundbeträge in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestellten sowie über die 
Erhöhung der Renten in der knappschaftlidien Rentenversidierung 

(Grundbetragserhöhungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Grundbeträge der am 1. Dezember 
1952 laufenden oder nach diesem Tage fest- 
gestellten Renten aus der Rentenversidierung 
der Arbeiter (Invalidenversicherung) und der 
Rentenversicherung der Angestellten (Ange- 
stelltenversicherung) werden um monatlidi 

5 Deutsche Mark bei den Invaliden- 
renten und Ruhegeldern, 

4 Deutsche Mark bei den Witwen- und 
Witwerrenten, 

2 Deutsche Mark bei den Waisenrenten 
erhöht. 

(2) Die am 1. Dezember 1952 laufenden 
oder nach diesem Tage festgestcllten Renten 
aus der knappsdiaftlidien Rentenversiche- 
rung werden um monatlich 

5 Deutsche Mark bei den Knappschafts- 
renten und Knappsdiaftsvolirenten, 

4 Deutsche Mark bei den Witwenrenten 
und Witwenvollrenten, 


2 Deutsche Mark bei den Waisenrenten 
erhöht. Diese Erhöhungen sind unbeschadet 
der Vorschriften des § 3 Bestandteile der 
Renten. 

§2 

(1) Die Erhöhungen nach ^ 1 werden nur 
gewährt, wenn und solange sich der Berech- 
tigte im Bundesgebiet oder im Land Berlin 
aufhält, es sei denn, daß zwischenstaatliche 
Abkommen etwas anderes bestimmen. 

(2) Im Falle der Wanderversicherung wer- 
den die Erhöhungen nach § 1 nur einmal 
gewährt, und zwar aus dem Versicherungs- 
zweig, dessen Träger die Rente festgestellt 
hat. 

(1) Bei der Anwendung der §§ 1273, 1274, 
1275 und 1279 der Reichs Versicherungsord- 
nung sowie des § 7 der Verordnung über die 
Neuregelung der Rentenversicherung im Berg- 
bau in der Fassung des Gesetzes zur Ver- 
meidung von Härten In der knappschaftllchen 
Rentenversicherung bei langer bergmän- 
nischer Tätigkeit vom 20. Juni 1951 (Bun- 
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desgesetzbl. I S. 400) bleiben die Erhöhun- 
gen nach § 1 unberücksichtigt. 

(2) Die Erhöhung nach § 1 wird zu den 
übrigen Rentenbestandteilen hinzugefügr, 
nachdem diese unter Außerachtlassung der 
Erhöhung nach § 1 berechnet worden sind. 

§4 

Soweit bei den Teuerungszulagen nach dem 
Teuerungszulagengesetz in der Fassung vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 354), den 
Versorgungsrenten nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 19. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 141) und den Unterhaltshilfen nach dem 
Lastcnausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) die Gewährung 
oder die Flöhe der Leistung davon abhängig 
ist, daß bestimmte Einkommensgrenzen nicht 
überschritten werden, bleiben die Erhöhun- 
gen nadi § 1 bei der Ermittlung des Einkom- 
mens unberücksichtigt. Das gleiche gilt bei 
der Prüfung der fürsorgerechtlichen Fiilfs- 
bedürftigkeit. Die Erhöhungen nach § 1 

bleiben ferner von der Anrechnung auf 
die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung ausge- 
nommen. 

§ 5 

(1) Die durch die Erhöhungen nach § 1 
entstehenden Mehraufwendungen trägt der 
Bund. 

Bonn, den 4. Dezember 1952 


(2) In der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung bleiben bei der Anwendung des § 5 
Abs. 4 des Knappschaftsversicherungs-An- 
passungsgesetzes vom 30. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 202) die vom Bund nach Absatz 1 zu 
tragenden Mehraufwendungen sowohl in den 
Gesamteinnahmen als auch in den Gesamt- 
ausgaben unberücksichtigt. 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 


S 7 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Dezember 1952 in Kraft. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit soll im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen bestimmen, daß die Erhöhungen 
nach § 1 für die Zeit bis zum 31. März 1953 
in einem Betrage im voraus ausgezahlt 
werden. 
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